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Bild: Planpegel Nachtzeitraum (22.00 - 6:00 Uhr)
Anlage 18, Schallschutztechnische Untersuchung IfB Sorge vom 13.06.2022 Bericht Nr. 14547.5

Bild: Planpegel Tagzeitraum (6.00 - 22:00 Uhr)
Anlage 17, Schallschutztechnische Untersuchung IfB Sorge vom 13.06.2022 Bericht Nr. 14547.5

Überschwemmungsgebiet der Schwabach
HQ 100, vorläufig gesichert 19.05.2008
Daten Bayerische Landesamt für Umwelt, 
Bayerische Vermessungsverwaltung, EuroGeographics

Biotop gem. Biotopkartierung (Flachland) (Biotopkartierung Bayern)
Biotop 6432-0001-001, Biotoptyp: Gewässer Begleitgehölze Linear (90 %)
Feldgehölz, naturnah (10 %), Anteil Schutz Par. 30, Art. 23 - 0%;
Anteil potentieller Schutz Par. 30, Art. 23 - 90%
Daten Bayerische Landesamt für Umwelt, 
Bayerische Vermessungsverwaltung, EuroGeographics
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Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung Nr. 7 
"Am Tennenbach/ Mittlere Gräfenberger Straße"  
4. Änderung 

Plangebiet

B.) WEITERE TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Art und Maß der baulichen Nutzung

1.1 Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird entsprechend den räumlichen Abgrenzungen als Fläche 
für die Abfallentsorgung (Wertstoffhof), als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung (Busbahnhof) 
und als allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)  festgesetzt. Die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3  BauNVO 
sind nicht zulässig. 

1.2 Gemäß § 16 BauNVO wird das maximale Maß baulicher Nutzung durch eine Grundflächenzahl (GRZ), 
      eine Geschoßflächenzahl (GFZ) sowie die Festlegung der Anzahl der zulässigen Vollgeschosse durch 

Planeintrag bestimmt. Es gelten die Höchstwerte des § 17 BauNVO für Allgemeine Wohngebiete (GRZ 
0,4 / GFZ 1,2) sofern sich nicht aus der festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche und der Anzahl 
der zulässigen Vollgeschosse im Einzelfall ein geringeres Maß an baulicher Nutzung ergibt. Eine 
Überschreitung der GRZ durch Flächen für Tiefgaragen ist bis zu einer GRZ von 0,8 zulässig.

2. Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen, Abstandsflächen, Höhenlage der Gebäude

2.1 Für die festgesetzten, überbaubaren Grundstücksflächen wird eine abweichende, Bauweise (a) 
festgesetzt, bei der die Gebäude durchgängig in geschlossener Weise zu errichten sind, mit der 
Abweichung, dass seitlich an den Enden der überbaubaren Grundstücksflächen nach Südosten (zu 
Flur-Nr. 118/13) und Südwesten (Richtung zur Schwabach) die seitlichen Grenzabstände nach der 
Bayerischen Bauordnung einzuhalten sind. 

       
2.2   Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen festgelegt. 

2.3 In Bezug auf die Abstandflächen gelten die Regelungen des Art. 6 der BayBO. 

5.    grünordnerische Festsetzungen

5.1 Die Verwendung von anorganischen Materialien z.B. Marmorkies, Granitsplitt, gebrochenes Glas etc. zur 
Flächengestaltung ist mit Ausnahme als Deckschicht für Wege und für Traufstreifen unzulässig. 

5.2 Pro angefangener 250 m² unbebauter Grundstücksfläche ist ein heimischer, standortgerechter 
Laubbaum, vorzugsweise Obstbaum (Hochstamm) auf dem Baugrundstück zu pflanzen.

5.3 Die Ausführung hat auf privaten Flächen spätestens ein Jahr nach Bezugsfertigkeit der Gebäude zu 
erfolgen. Die Bäume sind fachgerecht zu pflegen und zu unterhalten. Ausgefallene Bäume sind in der
nächsten Pflanzperiode nachzupflanzen.

3. Dächer, Dachaufbauten, Dachüberstand, Dacheindeckung

3.1 Dächer sind als Flachdächer oder flachgeneigte Pultdächer mit einer Dachneigung von max. 15 ° 
zulässig. 

3.2  Dachflächen sind  dauerhaft extensiv zu begrünen. Hierfür ist eine durchwurzelbare Mindestgesamt- 
schichtdecke von 10 cm (einschließlich Dränschicht) vorzusehen. Die Nutzung der Dachflächen zur 
Gewinnung von Solarenergie  ist zulässig.

4. Garagen, Stellplätze, Zufahrten, Nebenanlagen

4.1 Die Anzahl der auf dem Grundstück nachzuweisenden Stellplätze richtet sich nach der 
Stellplatzsatzung der Gemeinde Buckenhof in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt der 
Baugenehmigung. Durch einen städtebaulichen Zielbindungsvertrag kann eine Kompensierung der 
Anzahl der erforderlichen Stellplätze erfolgen. Hierzu wird auf Ziffer 6.5 (Stellplatznachweis) der 
Begründung zum Bebauungsplan verwiesen.

4.2 Oberirdische Stellplätze sind in den dafür vorgesehenen Flächen zulässig. Die Errichtung von  
Tiefgaragen ist unter Berücksichtigung der maximal zulässigen überbauten Grundfläche innerhalb der 
dafür festgesetzten Flächen, auch innerhalb der Baugrenzen, zulässig. Die Erdüberdeckung von 
Tiefgaragen außerhab der von Baukörpern überbauter Flächen muss mindestens 0,80 m betragen.

4.3 Die Oberflächen oberirdischer Stellplätze ist mit versickerungsfähigen Belägen (z.B. Pflaster mit 
breiter Rasenfuge) zu gestalten.

4.4 Die Errichtung von Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO (z.B. Fahrradstellplätze, Mülltonnenstandplätze) 
sind auch außerhalb der durch Baugrenzen festgesetzten überbaubaren Grundstücksbereiche, bis zu 
einer Fläche von zusammengerechnet 30 qm je Baugrundstück,  zulässig.

8. Ver- und Entsorgungsleitungen

8.1 Bei der Pflanzung von Bäumen ist ein Mindestabstand von 2,50 m zu, am Tage des Inkrafttretens des 
Bebauungsplanes zu schützenden Leitungen zu beachten. Bei Unterschreitungen sind 
entsprechende Schutzmaßnahmen vorzusehen. Die Neuverlegung von Versorgungsleitungen ist auf 
die im öffentlichen Straßenraum vorhandenen und geplanten Bäume abzustimmen. Es ist auf einen 
Sicherheitsabstand von mindestens 2,50 m zu achten. Sollte dieser Mindestabstand unterschritten 
werden sind Schutzmaßnahmen durch die Versorgungsträger vorzusehen.

9.   Festsetzungen zum Artenschutz

9.1 Zur Vermeidung von negativen Auswirkungen auf die Tierwelt sind für die Straßenbeleuchtung und bei 
einer Beleuchtung außerhalb der Gebäude ausschließlich folgende Leuchtmittel zu verwenden: LED-, 
Natriumdampf-Niederdruck- oder Natriumdampf-Hochdruck-Lampen. Ungerichtet abstrahlende oder 
nach oben gerichtete Leuchten (z.B. Lichtstelen, Up-Lights) sind nicht zulässig.
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C.) HINWEISE
Bodendenkmalpflege:
Soweit bei Arbeiten frühgeschichtliche oder mittelalterliche Funde oder Bodenverfärbungen auftreten, sind 
diese unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde beim Landratsamt oder dem Bayerischen 
Landesamt für Denkmalpflege zu melden. Funde, die im Zuge von Erd- oder Bauarbeiten gemacht werden, 
sind gemäß Art. 8 Denkmalschutzgesetz (DSchG) anzuzeigen.

Hinweise zum Natur- und Artenschutz:
In Bezug auf den Artenschutz sind bei der Baufeldfreimachung die gesetzlich vorgegebenen Zeiten nach 
§ 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG einzuhalten und demnach anfallende Rodungsarbeiten im Zeitraum zwischen 
dem 1. Oktober und dem 28./29. Februar  auszuführen. 

Hinweise zur Wasserwirtschaft und zum Wasserrecht:
Es wird darauf hingewiesen, dass vor Baubeginn durch geeignete Untersuchungen abgeklärt werden sollte, 
wie hoch das Grundwasser ansteht. Permanente Grundwasserabsenkungen können nicht befürwortet 
werden. Sollten hohe Grundwasserstände angetroffen werden, müssen die Keller als wasserdichte Wannen 
ausgebildet werden. Die vorübergehende Absenkung bzw. die Entnahme (Bauwasserhaltung) während der 
Bauarbeiten stellt einen Benutzungstatbestand nach § 3 WHG dar und bedarf einer wasserrechtlichen  
Erlaubnis nach Art. 17 a BayWG. 

Hinweise des Wasserwirtschaftsamtes/ Gewässer:
Der überplante Bereich des BBP grenzt an das amtlich festgesetzte Überschwemmungsgebiet (HQ 100) der 
Schwabach. Eine Ausuferung bei starken Regenereignissen sowie bei höheren Hochwasserereignissen als 
HQ 100 und folglich eine Überflutung der angrenzenden Grundstücke kann nicht ausgeschlossen werden.
Das Wasserwirtschaftsamt empfiehlt Hausöffnungen (Kellerschächte, Hauseingänge, Tiefgarageneinfahrten, 
usw.) immer etwas erhöht über Gelände- und Straßenniveau vorzusehen und Keller als dichte Wannen 
auszubilden.
Im Süden des überplanten Bereiches verläuft die Schwabach, ein Gewässer II. Ordnung. Deren 
Uferrandstreifen sind wichtige Entwicklungsräume. Sie dienen der Erhaltung und Verbesserung der 
ökologischen Funktionen oberirdischer Gewässer, der Wasserspeicherung, der Sicherung des 
Wasserabflusses sowie der Verminderung von Stoffeinträgen. Diese Bereiche sind beidseits auf eine Breite 
von 10 Meter von jeglicher Nutzung wie Bebauung, Zäune, Gärten, Äcker usw. freizuhalten. Siehe hierzu 
auch§ 38 WHG „Gewässerrandstreifen". Durch die neuen Baugrundstücke können Entwässerungsanlagen 
(Drainagesammler, Gräben usw.) der oberhalb gelegenen Flächen verlaufen. Ggf. sind diese 
Entwässerungsanlagen so umzubauen, dass ihre Funktion erhalten bleibt und das Oberflächenwasser sowie 
das Grundwasser schadlos weiter- bzw. abgeleitet werden kann um Schäden an Gebäuden und Anlagen 
sowie Staunässe in den oberhalb liegenden Grundstücken zu vermeiden.    

Hinweise zur Versiegelung:
Die Versiegelung ist auf das notwendige Mindestmaß zu begrenzen. 

Hinweise zum Bodenschutz:
Auf den besonderen Schutz des Mutterbodens und sonstige Vorgaben zum Schutz von Boden nach DIN 
19731 und §§ 12 BBodSchV wird hingewiesen. Oberboden ist sachgerecht
zwischenzulagern und wieder einzubauen. Bei den nicht versiegelten Flächen soll der Boden wieder seine 
natürlichen Funktionen erfüllen können, d.h. die Bodenschichten sind wieder so aufzubauen wie sie 
natürlicherweise vorhanden waren. Durch geeignete technische Maßnahmen sollen Verdichtungen, 
Vernässungen und sonstige nachteilige Bodenveränderungen im Rahmen von Geländeauffüllung vermieden 
werden.
Auf eine bodenschonende Ausführung der Bauarbeiten unter zu Hilfenahme von gültigen Regelwerken und 
Normen, z.B. DIN 19371 wird hingewiesen.
Zum Schutz des Oberbodens ist nach der VOB, DIN 18300 Punkt 3.4 Oberbodenarbeiten zu verfahren.
Besonders zu beachten ist der Punkt 3.4.4.3: Wird Oberboden nicht sofort weiterverwendet, ist er getrennt 
von anderen Bodenarten und abseits und möglichst zusammenhängend zu lagern. Dabei darf er nicht durch 
Befahren oder auf andere Weise verdichtet werden.

6 .   Festsetzungen zum Schallimmissionsschutz

Den folgenden Festsetzungen liegen die schallimmissionsschutztechnischen Untersuchungen der 
Wolfgang Sorge Ingenieurbüro für Bauphysik GmbH & Co. KG, Nürnberg, Bericht 14547.5, zugrunde.

In den in der Planzeichnung mit Zackenlinie gekennzeichneten Bereichen (=alle Gebäude die in den mit 
abgebildeten Anlagen 17 und 18 der schalltechnischen Untersuchung gelbe und orangene Werte 
haben) sind bauliche Maßnahmen zum Schutz gegen Außenlärm vorzusehen. Der Nachweis ist gemäß 
DIN 4109, Ausgabe 2018-01, Teil 1, Ziffer 7 und Teil 2, Ziffer 4.4 oder einer neueren Ausgabe zu führen. 
In Pegelbereichen oberhalb von tags 60 db(A) sind Balkone/Terrassen nur dann zulässig, wenn diese 
durch eine geschlossene Schallschutzverlasung geschützt werden und durch diese gewährleistet wird, 
dass am Balkon/Terrasse Pegel tags unterhalb von 60 db(A)  auftreten. Sofern Balkone an der Nordost- 
bzw. Südwestseite des Gebäudes errichtet werden und nach innen versetzt sind, ist ein Abzug von 1 dB 
bezogen auf die hier ermittelten Werte zulässig.

7. Versickerung von Niederschlagswasser

7.1 Anfallendes unverschmutztes Oberflächenwasser aus Dach- und Hofflächen ist durch geeignete 
Maßnahmen direkt auf dem Grundstück zu versickern. Eine Einleitung von Regen-, Drainage-, Hang- 
und Sickerwasser in die Kanalisation ist nicht möglich. Anfallendes Niederschlagswasser ist nach § 55 
WHG ortsnah zu versickern, verrieseln oder direkt über eine Kanalisation ohne Vermischung mit 
Schmutzwasser in ein Gewässer einzuleiten, soweit wasserrechtliche Belange nicht entgegenstehen.
Bei der Versickerung des Niederschlagswassers muss grundsätzlich sichergestellt werden, dass der 
Untergrund versickerungsfähig ist und der Abstand zum mittleren Grundwasserstand (ab UK 
Versickerungsanlage) mindestens einen Meter beträgt. Es dürfen keine Verunreinigungen im Boden 
vorhanden sein. Daneben muss auch die Behandlungsbedürftigkeit des Regenwassers geprüft und bei 
der Beurteilung und Wahl der Versickerungsart betrachtet werden.

In den überbaubaren Grundstücksflächen ist eine durchgängig geschlossene Lärmschutzbebauung mit 
mindestens +9,00 m Höhe, bezogen auf die in der Planzeichnung  angegebene Höhe ü.NN., zu errichten.  

Allgemeines Wohngebiet (§§ 1-11 BauNVO) 
Die  nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen werden 
ausgeschlossen.

A.) ZEICHENERKLÄRUNG FÜR DIE FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN

  
WA

VERKEHRSFLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr.11  BauGB

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsfläche

P Parkfläche

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung mit Angbe der Zwecksbestimmung

F+R Fuß- und Radweg Busbahnhof

PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MASSNAHMEN  UND FLÄCHEN FÜR MASSNAHMEN 
ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 1a BauGB )

Umgrenzung für Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft - hier Biotopfläche Nr. 6432-0001-001 

Grundflächenzahl (GRZ)

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG 
(§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO )

0,4

III-IV Zahl der Vollgeschosse als Mindest- und Höchstmaß in römischer Ziffer
hier z.B. drei bis vier Vollgeschosse

Geschoßflächenzahl (GFZ)1,2

BAUWEISE,  BAULINIEN, BAUGRENZEN 
(§ 9 Abs. 1 Nr.2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

abweichende  Bauweise

Baugrenze 

a Art der 
baulichen Nutzung -

Füllschema der Nutzungsschablone

Grundflächen-
zahl

(GRZ)

Geschossflächen-
zahl

(GFZ)

GRÜNFLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr.15  BauGB)

öffentliche Grünfläche/ Gewässerbegleitgrün

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB)

SONSTIGE PLANZEICHEN

Fläche für die Abfallentsorgung - Wertstoffhof
 

Abwasserleitung unterirdisch (Lage nicht eingemessen)

Flächen für  Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO sowie Stellplätze (St), Tiefgarage 
(TG),Fahrradstellplätze, Trafostation, e-Ladestation

Durchgängig zu errichtende Lämschutzbebauung mit Gebäudefassaden mit baulichen 
Maßnahmen zum Schutz gegen Außenlärm. Siehe hierzu weiter Textfestsetzung Nr. 6

Bezugshöhe für die Mindesthöhe der Lärmschutzbebauung, hier z.B. 283,99m üNN.0,00=283,99+-

Überschwemmungsgebiet der Schwabach (HQ 100)Ü

Nachrichtliche Übernahmen

freizuhaltende Sichtfelder Kfz (50 km/h, Schenkellänge 70m)

freizuhaltende Sichtfelder Radfahrer  (Schenkellänge 30m) Radweg 

Schnittlkante

Es wird  darauf hingewiesen, dass gemäß Technischer Anleitung zum Schutz gegen Lärm vom 26. August 
1998 (TA Lärm) bei einem Betrieb von haustechnischen Anlagen (z.B. Klimageräte, Abluftführungen, 
Wärmepumpen, MiniBHKW) in der Summe folgende Immissionsrichtwerte für Lärm an betroffenen fremden 
Wohnräumen gelten:

Immissionsort im allgemeinen Wohngebiet:
tags (06.00-22.00): 55 dB(A),
nachts (22.00-06.00): 40 dB(A),
Im Falle eines Nachweises über die Einhaltung der genannten Immissionsrichtwerte gelten die Regelungen 
der TA Lärm.

Um die Einhaltung der oben angeführten Immissionsrichtwerte zu erleichtern, erfolgen folgende ergänzende 
Hinweise zur baulichen Gestaltung von haustechnischen Anlagen:

- Bei der Anschaffung haustechnischer Aggregate wird empfohlen Geräte anzuschaffen, die dem Stand
  der Lärmschutztechnik entsprechen (z.B. Abgasschalldämpfer, Wärmepumpen-Splitgeräte, Aggregate
  mit Vollkapselung, Minimierung von Drehzahlen bzw. Strömungsgeschwindigkeiten).
- Die Aufstellung von Wärmepumpen, Klimageräten, Kühlaggregaten oder Zu- bzw. Abluftführungen
  direkt an, oder unterhalb von umliegenden Fenstern zu geräuschsensiblen Räume (z.B. Schlafzimmer)
  soll vermieden werden.
- Eine Errichtung geräuschemittierender Aggregate in Nischen, Mauerecken oder zwischen zwei Wänden
  kann bei ungünstiger Ausrichtung eine Schallpegelerhöhung aufgrund von Schallreflektion bewirken
  und sollte daher ebenfalls vermieden werden.
- Grundsätzlich soll bei der Errichtung haustechnischer Geräte und der damit verbundenen Rohrleitungen
  auf eine körperschallisolierte Aufstellung bzw. Befestigung geachtet werden.
- Soweit erforderlich sollen bei Blechen und sonstigen Bauteilen Maßnahmen zur Entdröhnung
  durchgeführt werden (z.B. Entkoppeln der Luftkanalbleche und Verkleidungselemente, Minimieren von  
  Vibrationen).
- Die Abstände zu Nachbarhäusern sollen so gewählt werden, dass die für das Gebiet gültigen 
  Immissionsrichtwerte dort um mindestens 6 dB(A) unterschritten werden (für Luftwärmepumpen vgl. 
  Abstandstabelle gemäß Ziffer 14. 1.2 im Leitfaden „Tieffrequente Geräusche bei Biogasanlagen und 
  Luftwärmepumpen  Ein Leitfaden (Auszug Teil III)" [Bayerisches Landesamt für Umwelt]).
- Soweit die erforderlichen Abstände nicht eingehalten werden können, sollen weitere Schallschutz
  maßnahmen ergriffen werden (z.B. Abschirmung, Einbau von Schalldämpfern, Luftkanalumlenkungen,
  geeignete Gerätewahl)

VERFAHRENSVERMERKE

1. DER GEMEINDERAT HAT IN DER SITZUNG VOM 27.07.2017 DIE 3. ÄNDERUNG DES
    BEBAUUNGSPLANES NR.7 BESCHLOSSEN. DER AUFSTELLUNGS BESCHLUSS WURDE AM
    18.08.2017 ORTSÜBLICH BEKANNT GEMACHT.
2. DIE FRÜHZEITIGE BETEILGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT GEMÄSS § 3 ABS. 1  BAUGB
    ERFOLGTE MIT BEKANNTMACHUNG VOM IN DER ZEIT VOM 31.01.2020 BIS  02.03.2020 . 
3. ZU DEM VORENTWURF DES BEBAUUNGSPLANES IN DER FASSUNG VOM 15.01.2020
    WURDEN DIE BEHÖRDEN UND SONSTIGEN TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE MIT
    SCHREIBEN VOM 21.01.2020 GEMÄSS § 4 ABS. 2 BAUGB MIT BITTE UM STELLUNGNAHME BIS
    25.02.2020 BETEILIGT. 
4. DAS ALS 3. ÄNDERUNG DES BEBAUNGSPLANES NR. 7 BEGONNENE VERFAHREN WURDE 
    NACH BESCHLUSS DES GEMEINDERATES VOM 19.11.2020 NACH DER FRÜHZEITIGEN
    BETEILIGUNG NACH § 3 ABS. 1 UND § 4 ABS. 1 BAUGB GETEILT UND WIRD GETRENNT
    VONEINANDER FÜR DIE BEIDEN TEILE ALS EIGENSTÄNDIGE VERFAHREN MIT DEN
    BEZEICHNUNGEN 3. ÄNDERUNG UND 4. ÄNDERUNG (DIESES VERFAHREN) DES
    BEBAUUNGSPLANES NR. 7 FORTGEFÜHRT.
5. DER ENTWURF DER 4. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES IN DER FASSUNG VOM
    25.01.2021 WURDE IN DER SITZUNG DES GEMEINDERATES VOM 18.02.2021 GEBILLIGT UND
    MIT BEGRÜNDUNG GEMÄSS § 3 ABS. 2  BAUGB IN DER ZEIT VOM 30.03.2021 BIS  30.04.2021
    ÖFFENTLICH AUSGELEGT. 
6. ZU DEM ENTWURF DER 4.ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES IN DER FASSUNG VOM
     25.01.2021 WURDEN DIE BEHÖRDEN UND SONSTIGEN TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE
     MIT SCHREIBEN VOM 23.03.2021 GEMÄSS § 4 ABS. 2 BAUGB MIT BITTE UM STELLUNGNAHME
     BIS 30.04.2021 BETEILIGT. 
7. DER ENTWURF DER 4. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES IN DER FASSUNG VOM
    21.07.2022 WURDE IN DER SITZUNG DES GEMEINDERATES VOM 21.07.2022 GEBILLIGT UND
    MIT BEGRÜNDUNG GEMÄSS § 4a ABS. 3 I.V.M § 3 ABS. 2 BAUGB IN DER ZEIT VOM 29.08.2022 
    BIS  30.09.2022 ERNEUT ÖFFENTLICH AUSGELEGT. 
8. ZU DEM ENTWURF DER 4.ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES IN DER FASSUNG VOM
     21.07.2022 WURDEN DIE BEHÖRDEN UND SONSTIGEN TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE
     MIT SCHREIBEN VOM 25.08.2022 GEMÄSS § 4a ABS. 3 I.V.M § 3 ABS. 2 BAUGB MIT BITTE UM
     STELLUNGNAHME BIS 30.09.2022 ERNEUT BETEILIGT. 
9. DIE GEMEINDE BUCKENHOF HAT MIT BESCHLUSS DES GEMEINDERATES  VOM 
    15.12.2022 DIE 4. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS  GEMÄSS § 10 BAUGB IN DER
    FASSUNG VOM 27.10.2022 ALS SATZUNG BESCHLOSSEN.

   BUCKENHOF, DEN 16.12.2022
    

(SIEGEL)
    ASTRID KAISER
    ERSTE BÜRGERMEISTERIN
 

10. AUSGEFERTIGT
    

    BUCKENHOF, DEN 18.01.2023
(SIEGEL)

    ASTRID KAISER
    ERSTE BÜRGERMEISTERIN

    

11. DER SATZUNGSBESCHLUSS ZU DER AUFSTELLUNG DES BEBAUUNGSPLANES  WURDE 
     AM  20.01.2023 GEMÄSS § 10 ABS. 3 HALBSATZ 2 BAUGB ORTSÜBLICH BEKANNT
     GEMACHT.  DER BEBAUUNGSPLAN IST DAMIT IN KRAFT GETRETEN.

     BUCKENHOF, DEN 23.01.2023
  

(SIEGEL)
    ASTRID KAISER
    ERSTE BÜRGERMEISTERIN  

10.   Naturschutzrechtlicher Ausgleich 

Der Ausgleich erfolgt gem. Vertrag der Gemeinde Buckenhof mit der Bayerischen Staatsforsten AöR  
über den Kauf von Wertpunkten (Ökokonto mit Maßnahmenpool) auf folgenden Grundstücken: 
Gemeinde Winkelhaid, Gemarkung Winkelhaid, Flurstücksnummern 1077/0, 1080/0, 1081/0, 1110/0, 
Größe 1.423 m², zugeordnete Wertpunkte 2.847. Der Freistaat Bayern ist Eigentümer dieser 
Grundstücke.

Rechtsgrundlagen des Bebauungsplanes und seiner Festsetzungen sind:
- das Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S.3634), das
   zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 8. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1726) geändert worden ist

- die Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.08.2007, (GVBl. S. 588,
   BayRS 2132-1-B) zuletzt geändert durch §§ 1 und 2 des Gesetzes vom  08.11.2022 (GVBl. S. 650).

- die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung  BauNVO) in der
   Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017, (BGBl.  I  S. 3786), das zuletzt durch Artikel 2 des
   Gesetzes vom 14. Juni 2022 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist. 
- die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts
  (Planzeichenverordnung  PlanZV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990, das zuletzt durch
  Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2022 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist.

PRÄAMBEL

>> Aufgrund des § 10 Baugesetzbuch (BauGB) erlässt die Gemeinde Buckenhof, gemäß Beschluss des 
Gemeinderates vom 15.12.2022 den Bebauungsplan  in der Fassung  vom 27.10.2022 als Satzung.

BUCKENHOF, DEN 16.12.2022
    

(SIEGEL)
    ASTRID KAISER
    ERSTE BÜRGERMEISTERIN

Hinweise zum Immissionsschutz:
Die Festsetzungen zum baulichen Schallschutz beziehen auf die Errichtung, Änderung oder 
Nutzungsänderung baulicher Anlagen. Die konkrete Auslegung der baulichen Maßnahmen zum Schutz 
gegen Außenlärm (Art und Güte der Außenbauteile und der Zusatzeinrichtungen erfolgt im Rahmen der 
jeweiligen Bauanträge oder im Falle eines Freistellungsverfahrens im Zuge der Planung der Bauwerke).  
Hierfür sind die im Bericht 14547.5 der Wolfgang Sorge Ingenieurbüro für Bauphysik GmbH & Co. KG 
aufgeführten Beurteilungspegel zugrunde zu legen. Wird davon abgewichen, sind die Beurteilungspegel auf 
der Grundlage der aktuellen Datenlage neu zu ermitteln.

Außerhalb des Erschließungsbereiches der Ortsdurchfahrt gelten gemäß Art. 23 Abs. 1 BayStrWG für 
bauliche Anlagen an Staatsstraßen bis 20,0 m Abstand vom äußeren Rand der Fahrbahndecke 
Bauverbot. Die entsprechende Anbauverbotszone wurde im Bauleitplan textlich und planerisch 
dargestellt und ist von jeglichen baulichen Anlagen freizuhalten.
Werbende oder sonstige Hinweisschilder sind gemäß Art. 23 BayStrWG inner­ halb der 
Anbauverbotszone unzulässig  Außerhalb der Anbauverbotszone  sind sie so anzubringen, dass die 
Aufmerksamkeit des Kraftfahrers nicht beeinträch­ tigt wird (§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB) und sie müssen am 
Ort der Leistung stehen.
Die Erschließung der Grundstücke des Bauleitplangebietes ist ausschließlich wie vorgesehen über das 
untergeordnete Straßennetz vorzusehen (§ 1 Abs . 6 Nr. 9 BauGB i.V.m. Art . 18 Abs. 1 und Art . 19 
Abs . 1 BayStrWG).
Die fuß- und radwegmäßige Erschließung des Bauleitplangebietes ist sicher zu stellen. Der 
Straßenbaulastträger der Staatsstraße übernimmt hierfür keine Kosten..
Wasser und Abwässer dürfen dem Straßenkörper der Staatsstraße nicht zugeleitet werden. Die 
Wirksamkeit der Straßenentwässerung darf nicht beeinträchtigt werden.
Änderungen an der Entwässerungseinrichtung der Staatsstraße dürfen nur im Einvernehmen mit der 
Straßenbauverwaltung erfolgen.
Das Sichtfeld auf den Straßenverkehr an der Einmündung der Gemeindestraße „AmTennenbach" in die 
St 2240 ist gemäß RASt mit der Seiten­ länge 1 = 70 m in Achse der übergeordneten Straße und einem 
3 m-Abstand vom Fahrbahnrand in der untergeordneten Straße/Zufahrt freizuhalten. Des Weiteren ist 
das Sichtfeld auf bevorrechtigte Radfahrer des straßen­ begleitenden Radweges an der Einmündung der 
der Gemeindestraße „AmTennenbach" in die St 2240 mit der Seitenlänge IR = 30,0 m in der Rad­ 
wegachse und einem 3,0 m-Abstand von der Achse des Radweges bzw. 5,0 m­ Abstand vom 
Fahrbahnrand in der untergeordneten Straße/Zufahrt freizuhalten. Diese Sichtflächen sind von 
Anpflanzungen aller Art, Zäunen, Stapeln, parken­ den Fahrzeugen und sonstigen Gegenständen 
freizuhalten, die eine größere Höhe als 0,80 m über der Fahrbahn erreichen. Ebenso wenig dürfen dort 
genehmigungs- und anzeigefreie Bauten oder Stellplätze errichtet und Gegen­stände gelagert oder 
hingestellt werden, die diese Höhe überschreiten. Dies gilt auch für die Dauer der Bauzeit.
Der Baulastträger der Staatsstraße trägt keine Kosten für Schallschutzmaßnahmen an den Anlagen, die 
Gegenstand des Bauleitplanes sind
Eine Blendung der Verkehrsteilnehmer auf der Staatsstraße ist durch entsprechende Einrichtungen zu 
vermeiden.
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Verkehrliche Hinweise des Staatlichen Bauamts Nürnberg

ART DER BAULICHEN NUTZUNG 
(§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, § 4 BauNVO )

Hinweise des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten:
Auf die im Geltungsbereich einwirkenden Immissionen (Lärm, Staub, Geruch) - ausgelöst durch 
betriebsübliche landwirtschaftliche Nutzungen - wird hingewiesen. Diese sind zumutbar, sofern sie nicht 
über das gemäß den einschlägigen öffentlich-rechtlichen Regelungen (z. B. BImSchG) zulässige und 
zugrunde gelegte Maß hinausgehen.
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Bild: Lageplan, Anlage 1 zum Vertrag über den Kauf von Wertpunkten der 
Gemeinde Buckenhof mit der Bayerischen Staatsforsten AöR   
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